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Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Freistaat Sachsen
Sozialgericht Sozialgericht Dresden
Sachgebiet Asylbewerberleistungsgesetz
Abteilung 20
Kategorie Beschluss
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Asylbewerberleistungen, Freiwillige

Ausreise, Grundrecht auf Gewährleistung
eines menschenwürdigen
Existenzminimums, Leistungsminderung,
Pflichtwidriges Verhalten, Teleologisch-
systematische Reduktion

Leitsätze Im Wege einer teleologisch-
systematischen Reduktion der Vorschrift
des § 1a Abs. 7 Satz 1 AsylbLG ist als
ungeschriebenes Tatbestandsmerkmal zu
fordern, dass ein pflichtwidriges
Verhalten des betreffenden
Leistungsberechtigten gegeben ist. Dies
wiederum beinhaltet, dass mit
Fristsetzung auf die Möglichkeit der
freiwilligen Ausreise zur Vermeidung
leistungsrechtlicher Konsequenzen
hingewiesen wird (Im Anschluss an:
Bayerisches Landessozialgericht, Urteil
vom 31. Mai 2023 – L 8 AY 7/23 –, Rn. 46,
juris).

Normenkette § 1a Abs. 7 Satz 1 AsylbLG, Art. 1 Abs. 1
GG, Art. 20 Abs. 1 GG

1. Instanz

Aktenzeichen S 20 AY 13/24 ER
Datum 22.03.2024

2. Instanz

Aktenzeichen -
Datum -

3. Instanz

Datum -

                               1 / 6

https://dejure.org/gesetze/AsylbLG/1a.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=L%208%20AY%207/23
https://dejure.org/gesetze/AsylbLG/1a.html
https://dejure.org/gesetze/GG/1.html
https://dejure.org/gesetze/GG/1.html
https://dejure.org/gesetze/GG/20.html


 

1. Die aufschiebende Wirkung des Widerspruchs des Antragstellers vom
22.Â Februar 2024 gegen den Bescheid vom 14. Februar 2024 wird
angeordnet.

Â 

2. Der Antragsgegner hat dem Antragsteller die notwendigen
auÃ�ergerichtlichen Kosten des Verfahrens zu erstatten.

Â 

GrÃ¼nde:

I.

Der Antragsteller wendet sich im Wege des einstweiligen Rechtsschutzes gegen
eine AnspruchseinschrÃ¤nkung hinsichtlich der GewÃ¤hrung von Leistungen nach
dem Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG).

Der 2002 geborene Antragsteller ist syrischer StaatsangehÃ¶riger. Er reiste am 18.
Juni 2023 in die Bundesrepublik Deutschland ein und beantragte Asyl. Mit Bescheid
vom 8. Januar 2024 lehnte das Bundesamt fÃ¼r Migration und FlÃ¼chtlinge (BAMF)
den Asylantrag als unzulÃ¤ssig ab und ordnete die Abschiebung nach Italien an.
Italien sei auf Grund der dort erfolgten illegalen Einreise fÃ¼r die Behandlung des
Asylantrages zustÃ¤ndig. 

Der Antragsgegner bewilligte dem Antragsteller mit Bescheid vom 8. Januar 2024
Leistungen nach Â§ 3 AsylbLG in HÃ¶he von monatlich 460 â�¬ fÃ¼r den Zeitraum
Februar bis Juli 2024. Der Antragsgegner hÃ¶rte den Antragsteller mit Schreiben
vom 30. Januar 2024 zu einer beabsichtigten LeistungseinschrÃ¤nkung nach Â§ 1a
Abs. 7 AsylbLG an. Der Asylantrag des Antragstellers sei unzulÃ¤ssig, da Italien
fÃ¼r die Behandlung des Asylantrages zustÃ¤ndig sei. Bis zu seiner Ausreise bzw.
Abschiebung bestehe kein Anspruch auf Leistungen nach Â§Â§Â 2,Â 3 und 6
AsylbLG mehr. Der Antragsgegner beabsichtige, dem Antragsteller Leistungen
gemÃ¤Ã� Â§ 1a Abs. 7 AsylbLG als Sachleistungen bzw. unter Vorbehalt der
Barleistung zu erbringen. Der Antragsteller erhalte Gelegenheit, sich zu dem
Sachverhalt zu Ã¤uÃ�ern.

Der Antragsteller erklÃ¤rte, dass er zu keinem Zeitpunkt aufenthaltsbeendende
MaÃ�nahmen behindert habe. Diese seien auch nicht versucht worden. Ein
zumutbares pflichtwidriges Verhalten liege nicht vor. Er sei zu keinem Zeitpunkt
Ã¼ber die Pflicht zur freiwilligen Ausreise belehrt worden und habe nicht gewusst,
dass sein Asylantrag in Deutschland unzulÃ¤ssig sei. In Italien habe er keinen
Asylantrag gestellt. 

Mit Bescheid vom 14. Februar 2024 Ã¤nderte der Antragsgegner den Bescheid vom
8.Â Januar 2024 ab und bewilligte dem Antragsteller fÃ¼r MÃ¤rz bis Juli 2024
gemÃ¤Ã� Â§ 1a Abs. 7 AsylbLG monatlich 242 â�¬. Der Antragsteller erhob mit
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Schreiben vom 22. Februar 2024 Widerspruch, Ã¼ber den noch nicht entschieden
ist. 

Der Antragsteller hat am 23. Februar 2024 vor dem Sozialgericht Dresden die
GewÃ¤hrung einstweiligen Rechtsschutzes beantragt. Er trÃ¤gt im Wesentlichen
vor, eine LeistungseinschrÃ¤nkung wÃ¤re zulÃ¤ssig, wenn aufenthaltsbeendende
MaÃ�nahmen wegen seinerseits zu vertretenden GrÃ¼nden nicht durchgefÃ¼hrt
werden kÃ¶nnten. Er habe diese zu keinem Zeitpunkt behindert und sie seien auch
nicht versucht worden. Er verweist auf einen Beschluss des Bayerischen
Landessozialgerichts. Die Voraussetzungen der maÃ�geblichen TatbestÃ¤nde des 
Â§ 1a Abs. 7 AsylbLG lÃ¤gen bei ihm nicht vor.

Der Antragsteller beantragt:

Der Antragsgegner wird im Wege der einstweiligen Anordnung verpflichtet, den
Bescheid Ã¼ber die GewÃ¤hrung von Leistungen gemÃ¤Ã� Â§ 1a AsylbLG vom
14.Â Februar 2024 aufzuheben und dem Antragsteller Leistungen nach Â§ 3 AsylbLG
ab Antragstellung beim Sozialgericht Dresden zu bewilligen.

Der Antragsgegner beantragt,

den Antrag abzulehnen.

Er verweist auf die AusfÃ¼hrungen im Bescheid vom 14. Februar 2024 und im
Bescheid des BAMF vom 8. Januar 2024. Das Bayerische Landessozialgericht
Ã¼berschreite bereits prinzipiell die Grenzen einer rechtlich zulÃ¤ssigen Auslegung
eines Gesetzestextes, hier in Form der teleologischen Reduktion. Der Antragsteller
sei durch das AnhÃ¶rungsschreiben vom 30.Â Januar 2024 hinlÃ¤nglich und
ausreichend darÃ¼ber informiert gewesen, dass die LeistungskÃ¼rzung im
Zusammenhang mit der nicht vorgenommenen Ausreise bzw. Abschiebung erfolge.
Auf Seite 18 des Bescheides des BAMF vom 8. Januar 2024 werde der Antragsteller
auf die MÃ¶glichkeit der freiwilligen Ausreise hingewiesen. 

Wenn demnach dem Antragsteller im AnhÃ¶rungsschreiben vom 30. Januar 2024
explizit mitgeteilt worden sei, dass ihm bis zu seiner Ausreise bzw. Abschiebung
keine Leistungen mehr nach den Â§Â§ 2,3 und 6 AsylbLG zustÃ¼nden und ihm eine
Frist zur Stellungnahme bis 16. Februar 2024 gesetzt worden sei, habe der
Antragsteller denknotwendig nicht davon ausgehen kÃ¶nnen, dass ihm nach
fruchtlosem Ablauf der AnhÃ¶rungsfrist und wenn er nicht ausgereist bzw. nicht
abgeschoben worden sei, weiterhin ungekÃ¼rzte Leistungen nach dem AsylbLG
zustehen wÃ¼rden.

Auch in dem nunmehr dem Gericht zur Entscheidung vorliegenden Fall habe der
Antragsteller seine Ausreisepflicht und die â��mÃ¶glichkeit gekannt. SchlieÃ�lich
habe der Antragsteller in hiesigen Verfahren mit seiner Antwort vom 7. Februar
2024 auf die AnhÃ¶rung des Antragsgegners bereits auf die bayrische
Rechtsprechung verwiesen.
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Wegen der weiteren Einzelheiten zum Sach- und Streitstand wird auf den Inhalt der
Gerichtsakte und der dem Gericht vorliegenden Verwaltungsakten des
Antragsgegners Bezug genommen. 

II.

Der zulÃ¤ssige Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung ist begrÃ¼ndet.

1. Der Antrag ist nach Â§ 86b Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 SGG â�� sachdienlich ausgelegt
â�� auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung des Widerspruchs des
Antragstellers vom 22. Februar 2024 gegen den Bescheid vom 14. Februar 2024
gerichtet und insofern zulÃ¤ssig. Nach Anordnung der aufschiebenden Wirkung des
Widerspruchs entfÃ¤llt vorerst die Wirksamkeit der AbÃ¤nderung des Bescheides
vom 8. Januar 2024, so dass die in diesem Bescheid bewilligten â�� hÃ¶heren â��
Leistungen dem Antragsteller vorerst weiterhin zu gewÃ¤hren sind. Damit hat der
Antragsteller sein Rechtsschutzziel in vollem Umfang erreicht, so dass es einer
Regelungsanordnung nicht bedarf.

Nach Â§ 86b Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 SGG kÃ¶nnen die Gerichte auf Antrag, der
gemÃ¤Ã� Â§ 86b Abs. 3 SGG bereits vor Klageerhebung zulÃ¤ssig ist, in den
FÃ¤llen, in denen Widerspruch oder Anfechtungsklage keine aufschiebende Wirkung
haben, die aufschiebende Wirkung ganz oder teilweise anordnen. Der Widerspruch
des Antragstellers vom 22. Februar 2024 gegen den Bescheid vom 14. Februar
2024 hat keine aufschiebende Wirkung, da der Gesetzgeber dies gemÃ¤Ã� Â§Â 86a
Abs. 2 Nr. 4 SGG in Verbindung mit Â§ 11 Abs. 4 Nr. 2 AsylbLG angeordnet hat.

2. Ein Antrag auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung gemÃ¤Ã� Â§ 86b Abs. 1
S. 1 Nr. 2 SGG ist begrÃ¼ndet, wenn das private Interesse des Anfechtenden, den
Vollzug des angefochtenen Bescheides bis zur Entscheidung in der Hauptsache
auszusetzen (privates Aussetzungsinteresse), gegenÃ¼ber dem Ã¶ffentlichen
Interesse an dessen Sofortvollzug (Ã¶ffentliches Vollzugsinteresse) Ã¼berwiegt. Die
danach nÃ¶tige AbwÃ¤gung zwischen dem privaten Aussetzungsinteresse und dem
Ã¶ffentlichen Vollzugsinteresse hat sich an den Erfolgsaussichten in der Hauptsache
zu orientieren, weil am Vollzug eines rechtswidrigen Bescheides in der Regel kein
Ã¶ffentliches Interesse besteht, wÃ¤hrend bei einem rechtmÃ¤Ã�igen Bescheid das
Ã¶ffentliche Interesse angesichts der gesetzlich angeordneten, sofortigen
Vollziehbarkeit in der Regel vorrangig ist. Daneben sind aber auch alle sonstigen
UmstÃ¤nde des Einzelfalls, die fÃ¼r und gegen die sofortige Vollziehbarkeit
sprechen, gegeneinander abzuwÃ¤gen, insbesondere das besondere
Vollzugsinteresse im Einzelfall, der Umfang der drohenden RechtsbeeintrÃ¤chtigung
und die Folgen, die der Sofortvollzug eines rechtswidrigen Bescheides einerseits
und das Aussetzen des Sofortvollzugs eines rechtmÃ¤Ã�igen Bescheides
andererseits mit sich bringen wÃ¼rde. Je geringer die Erfolgsaussichten in der
Hauptsache sind, umso gewichtiger mÃ¼ssen die sonstigen, gegen den
Sofortvollzug sprechenden UmstÃ¤nde sein.

Das private Interesse des Antragstellers Ã¼berwiegt gegenÃ¼ber dem
Ã¶ffentlichen Interesse hinsichtlich der LeistungskÃ¼rzung ab 1. MÃ¤rz 2024. Der
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Antragsteller macht glaubhaft, dass sich der Bescheid vom 14. Februar 2024
voraussichtlich als rechtswidrig erweisen wird. Er trÃ¤gt gewichtige GrÃ¼nde vor,
die gegen eine RechtmÃ¤Ã�igkeit dieses Bescheides sprechen. Unter diesen
UmstÃ¤nden Ã¼berwiegt das private Interesse des Antragstellers, der einen Eingriff
in sein Grundrecht auf GewÃ¤hrleistung eines menschenwÃ¼rdigen
Existenzminimums (Art. 1 Abs. 1 Satz 1 GG i. V. dem Sozialstaatsgebot, Art. 20 Abs.
1 GG) geltend machen kann, gegenÃ¼ber dem Ã¶ffentlichen Interesse am Vollzug
der LeistungskÃ¼rzung.

Der Antragsteller erfÃ¼llt die Voraussetzungen des Â§ 1 Abs. 1 Nr. 5 AsylbLG. Ob er
aktuell Ã¼ber eine Duldung verfÃ¼gt, lÃ¤sst sich den vorliegenden Akten nicht
entnehmen. 

Jedenfalls ist der Anwendungsbereich des AsylbLG erÃ¶ffnet (im Falle der Erteilung
einer Duldung: Â§ 1 Abs. 1 Nr. 4 AsylbLG). Der Antragsteller hat Anspruch auf
ungekÃ¼rzte Grundleistungen gemÃ¤Ã� Â§ 3 AsylbLG. Denn die Voraussetzungen
fÃ¼r den KÃ¼rzungstatbestand nach Â§ 1a Abs. 7 AsylbLG sind nicht gegeben.
Nach Â§ 1a Abs. 7 Satz 1 AsylbLG erhalten Leistungsberechtigte nach Â§ 1 Abs. 1
Nr. 1 oder 5 AsylbLG, deren Asylantrag durch eine Entscheidung des BAMF nach Â§
29 Abs. 1 Nr. 1 in Verbindung mit Â§ 31 Abs. 6 des Asylgesetzes (AsylG) als
unzulÃ¤ssig abgelehnt wurde und fÃ¼r die eine Abschiebung nach Â§ 34a Abs. 1
Satz 1 zweite Alternative AsylG angeordnet wurde, nur Leistungen entsprechend 
Â§Â 1a Abs. 1 AsylbLG, auch wenn die Entscheidung noch nicht unanfechtbar ist.
Die Vorschrift des Â§Â 1a Abs.Â 1 SatzÂ 1 und 2 AsylbLG wiederum bestimmt, dass
kein Anspruch auf Leistungen nach den Â§Â§Â 2, 3 und 6 AsylbLG besteht und nur
noch Leistungen zur Deckung des Bedarfs an ErnÃ¤hrung und Unterkunft
einschlieÃ�lich Heizung sowie KÃ¶rper- und Gesundheitspflege gewÃ¤hrt werden.
Nur soweit im Einzelfall besondere UmstÃ¤nde vorliegen, kÃ¶nnen auch andere
Leistungen im Sinne von Â§Â 3 Abs.Â 1 SatzÂ 1 AsylbLG gewÃ¤hrt werden (Â§Â 1a
Abs.Â 1 SatzÂ 3 AsylbLG).

Jedoch ist im Wege einer teleologisch-systematischen Reduktion der Vorschrift des 
Â§ 1a Abs. 7 Satz 1 AsylbLG als ungeschriebenes Tatbestandsmerkmal auÃ�erdem
zu fordern, dass ein pflichtwidriges Verhalten des betreffenden
Leistungsberechtigten gegeben ist. Dies wiederum beinhaltet, dass mit Fristsetzung
auf die MÃ¶glichkeit der freiwilligen Ausreise zur Vermeidung leistungsrechtlicher
Konsequenzen hingewiesen wird (Bayerisches Landessozialgericht, Urteil vom 31.
Mai 2023Â â�� L 8 AY 7/23Â â��, Rn. 46, juris). 

Das Grundrecht auf die GewÃ¤hrung eines menschenwÃ¼rdigen Existenzminimums
und der Grundsatz der VerhÃ¤ltnismÃ¤Ã�igkeit gebieten wegen der verglichen mit
anderen existenzsichernden Leistungssystemen deutlich reduzierten Leistungen des
AsylbLG eine restriktive Auslegung aller TatbestÃ¤nde des Â§Â 1a AsylbLG.
Ã�berdies verlangt auch Art.Â 20 Abs.Â 5 SatzÂ 1 RL 2013/33/EU ausdrÃ¼cklich,
dass Entscheidungen Ã¼ber die EinschrÃ¤nkung oder den Entzug der im Rahmen
der Aufnahme gewÃ¤hrten Leistungen (Art.Â 2 Buchstabe g RL 2013/33/EU) unter
BerÃ¼cksichtigung des VerhÃ¤ltnismÃ¤Ã�igkeitsprinzips zu treffen sind. Nach dem
Urteil des BVerfG vom 18 Juli 2012 (1 BvL 10/10, 1 BvL 2/11 â�� juris) kÃ¶nnen
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migrationspolitische ErwÃ¤gungen, die Leistungen an Asylbewerber und
FlÃ¼chtlinge niedrig zu halten, um Anreize fÃ¼r Wanderungsbewegungen durch ein
im internationalen Vergleich eventuell hÃ¶heres Leistungsniveau zu vermeiden, von
vornherein kein Absenken des Leistungsstandards unter das physische und
soziokulturelle Existenzminimum rechtfertigen. Die in Art.Â 1 Abs.Â 1 des
Grundgesetzes (GG) garantierte MenschenwÃ¼rde ist migrationspolitisch nicht zu
relativieren (vgl. BVerfG vom 18. Juli 2012 â�� 1 BvL 10/10, 1 BvL 2/11 â�� juris).
Soweit Â§Â 1a Abs.Â 7 AsylbLG â�� jedenfalls dem Wortlaut nach â�� eine
AnspruchseinschrÃ¤nkung ohne AnknÃ¼pfung an ein Fehlverhalten vorsieht,
widerspricht dies dem bisherigen Sanktionssystem sowohl im AsylbLG als auch in
der Grundsicherung fÃ¼r Arbeitsuchende (SGB II) und der Sozialhilfe (SGB XII),
wonach die KÃ¼rzung von Leistungen stets ein bestimmtes, vorwerfbares Verhalten
oder Unterlassen des Leistungsberechtigten zur Voraussetzung hat. Dann hat es der
Leistungsberechtigte selbst in der Hand, eine LeistungskÃ¼rzung zu vermeiden
bzw. zu beenden. DarÃ¼ber hinaus kann das Erfordernis eines pflichtwidrigen
Verhalts auch aus der Systematik des Â§Â 1a AsylbLG hergeleitet werden
(Bayerisches Landessozialgericht, Urteil vom 31. Mai 2023Â â�� L 8 AY 7/23Â â��,
Rn. 49 â�� 50, m. w. N., juris).

An einer solchen Pflichtverletzung fehlt es aber im Fall des Antragstellers bislang.
Dabei verlangt eine Pflichtverletzung bzw. ein pflichtwidriges Verhalten, dass den
Leistungsberechtigten ein persÃ¶nliches (im Sinne von eigenes) Fehlverhalten trifft
(vgl. BSG, Urteil vom 12. Mai 2017 â��
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